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Schweiz

Anja Burri 
Bern

Sucht eine Frau mit ihren Kindern heute 
Schutz in einem Frauenhaus, gibt es zu-
erst eine Kontrolle: Haben alle ihre 
Smartphones, Tabletcomputer, MP3-
Geräte oder Ähnliches ausgeschaltet? 
Geht auch nur ein Gerät vergessen, be-
steht die reelle Gefahr, dass der gewalt-
tätige Mann oder Vater sofort herausfin-
det, wo sie sich befinden. Sie kenne 
einen Fall aus Österreich, bei dem der  
eifersüchtige Vater ein Smartphone in 
einen Teddybären eingenäht hatte, sagt 
Andrea Wechlin, Leiterin der Luzerner 
Fachstelle für Gewaltprävention. Das 
sind Extremfälle. 

Handys und Dienste wie Facebook ha-
ben auch sogenannt normale Beziehun-
gen verändert. Sie bieten die Möglich-
keit, die Partner zu überwachen, zu kon-
trollieren, was sie tun, mit wem sie in 
Kontakt stehen. Eine gestern veröffent-
lichte Umfrage des Christlichen Frie-
densdienstes (CFD) und des Onlinepor-
tals «20 Minuten» mit über 47 000 Teil-
nehmenden gibt eine Vorstellung davon, 
wie präsent die neuen Kontrollinstru-
mente in Paarbeziehungen sind: Auf die 
Frage «Findest du es okay, die Textnach-
richten auf dem Handy deines Partners 
zu lesen?», wählt fast jede sechste Per-
son die Antwort «Ja, wir verheimlichen 
uns nichts». Ein Drittel der Befragten fin-
det diese Kontrolle zwar eigentlich nicht 
gut, hat es allerdings selber schon getan. 
Frauen geben dies übrigens häufiger zu 
(35 Prozent) als Männer (26 Prozent). 

Gemäss der nicht repräsentativen 
Umfrage ist Eifersucht ein häufiges Phä-
nomen in Beziehungen. In der Alters-
gruppe bis 20 Jahre gibt fast jede zweite 
Person an, Eifersucht als «Zeichen von 
Liebe» zu interpretieren. Je älter die Be-
fragten sind, desto negativer bewerten 
sie Eifersucht. Unter den 30-Jährigen 
sagt noch jeder Vierte, Eifersucht sei ein 
Zeichen von Liebe; unter den über 
60-Jährigen sind es nur noch 16 Prozent.    

Auch Kristin Hodel, Fachberaterin 
Opferhilfe im Frauenhaus Bern, ist in 
 ihrem Arbeitsalltag mit Eifersucht und 
den neuen Medien konfrontiert. «Je 
mehr Möglichkeiten es gibt, desto mehr 
wird kontrolliert», sagt sie. Das Kontrol-
lieren von Handys sei salonfähig gewor-
den. Dabei gehe gerne vergessen, dass 
dies bereits ein unzulässiger Übergriff 
sei. Die Grenzen zwischen «gesundem» 

und krankhaftem Verhalten sind flies-
send. «Die tägliche Kontrolle des Mobil-
telefons, dieses ständiges Kontrollieren, 
schränkt Menschen ein», sagt Carmen 
Meyer, Geschäftsleiterin des CFD. Das 
sei eine Form von psychischer Gewalt. 

Zuschlagen aus Eifersucht
Nur ein kleiner Teil jener, die das Handy 
des Partners kontrollieren, schlägt spä-
ter auch zu. Im Jahr 2013 kam es in der 
Schweiz gemäss der polizeilichen Krimi-
nalstatistik in rund 16 000 Fällen zu 
Straftaten im Bereich häuslicher Gewalt. 
Rund die Hälfte davon betrifft Paar-
beziehungen. Dabei ist Eifersucht häufig 
ein zentraler Faktor. In den meisten 
 Fällen, die sie kenne, gehe es auch um 
Eifersucht, sagt Hodel. Ausländische 
Studien bestätigen diesen Eindruck. Für 
die Schweiz fehlen Untersuchungen. 

Der Lehrer, Autor und Experte für so-
ziale Medien Philippe Wampfler erlebt 

die Versuchung zur «flächendeckenden 
Kontrolle» auch in der Schule. Nicht nur 
unter Schülern gebe es perfide Über-
wachungsmethoden oder Stalking, etwa 
über die Ortungsfunktionen in Handys 
oder Webcams. Er berichtet von Eltern, 
die ihren Kindern sagten: «Du kriegst 
nur ein Smartphone, wenn ich jederzeit 
verfolgen kann, wo du bist.» Selbst die 
Lehrer könnten mittlerweile via Daten-
wolken Kontrolle ausüben: Laden sie ein 
Dokument hoch, das die Schüler lesen 
sollen, sehen sie, wer den Text gelesen 
hat. Denn jeder Schüler muss sich ein-
loggen und somit zu erkennen geben, 
um das Dokument herunterzuladen. 

Für Wampfler und die anderen Fach-
leute ist klar: Auf die technischen Mög-
lichkeiten – Smartphones, Tablets, Face-
book – wolle heute niemand mehr ver-
zichten. Prävention sei deshalb wichtig: 
«Es hilft nur, darüber zu reden, Schüler 
und Eltern auf die Möglichkeiten und  

Gefahren aufmerksam zu machen», sagt 
Wampfler. Das Präventionsprogramm 
«Jugend und Gewalt» des Bundes, das 
5,6 Millionen Franken gekostet hat, läuft 
2015 aus. Ob der Bund danach weiterhin 
Beratungen, Netzwerkarbeit, Forschung 
und Informationskampagnen mitfi-
nanzieren wird, ist offen. Die grüne Na-
tionalrätin Regula Rytz will in der 
nächste Woche beginnenden Winterses-
sion vom Bundesrat eine Antwort einfor-
dern. Nächstes Jahr müsse der Bundes-
rat zudem abklären, ob es für den Schutz 
vor sexueller oder psychischer Gewalt 
im Internet neue Gesetze brauche. 

Um häusliche Gewalt nachhaltig zu 
verhindern, wäre es wichtig, zu wissen, 
wann Eifersucht zu gefährlicher Gewalt 
führe, sagt Carmen Meyer. Dafür brau-
che es Studien. Der CFD will mit seiner 
diesjährigen Kampagne «16 Tage gegen 
Gewalt an Frauen» auf das Thema auf-
merksam machen.

Wenn der Partner das Handy 
kontrolliert
Smartphones und soziale Medien eröffnen neue Möglichkeiten, die Partnerin, das Kind oder den Ehemann  
zu überwachen. Die Grenzen zur psychischen und physischen Gewalt sind dabei fliessend.

Das Kontrollieren des Mobiltelefons des Partners ist ein unzulässiger Übergriff. Foto: Kniel Synnatschke (Plainpicture)

Könnten Schweizer bei einem 
 Ja zu Ecopop im Ausland 
noch Kinder adoptieren?  
 Ja, versichern die Initianten.  
Die Antwort des Bundes ist 
weniger eindeutig. 

Fabian Renz 
Bern

 Jedes Jahr erfüllen sich mehrere Hun-
dert Schweizerinnen und Schweizer ih-
ren Kinderwunsch in Asien, Afrika oder 
Mittelamerika. Zwar wird heute deutlich 
weniger adoptiert als in den 80er- und 
90er-Jahren, doch fanden 2013 immer-
hin noch 425 Kinder auf diese Weise in 
der Schweiz eine Familie. Der kom-
mende 30. November jedoch, so fürch-
tet man in Fachkreisen, könnte einen ab-
rupten Absturz auf null herbeiführen. 
Wer der Ecopop-Initiative zustimme, 
«verbaut sich selber und allen künftigen 
Generationen die Möglichkeit, ein Kind 
aus dem Ausland zu adoptieren», sagt 
Marco Kummer vom Zentrum Ruslan, 
 einer Vermittlungsstelle für Adoptionen 
in Russland und der Ukraine.

Der Grund für Kummers Befürchtung 
ist das Gedrängel um die Ausländerkon-
tingente, das ein Ecopop-Sieg voraus-
sichtlich auslösen würde. Die Initiative 
schriebe vor, dass die Migration die Be-

völkerung noch um jährlich maximal 
0,2 Prozent anwachsen lassen darf (im 
Dreijahresmittel) – was aktuell etwa ei-
nem Anstieg von 16 000 Personen pro 
Jahr entspräche, deutlich weniger als die 
80 000, die im letzten Jahr zusätzlich 
hereinkamen. Kummer ist sich sicher, 
dass diese Reduktion zulasten der Adop-
tivkinder ginge: Priorität würde Arbeits-
kräften, Flüchtlingen und ausländischen 
Ehepartnern eingeräumt. «Adoptionen 
dürften dagegen als reines Luxusgut be-
trachtet werden.» 

Kummer, der selber eine vierjährige 
Adoptivtocher hat, hält sogar laufende 
Adoptionsprozesse für gefährdet: Die 
betroffenen Eltern hätten bei einem 
Ecopop-Ja zu fürchten, dass sie ihr Kind 
«nie in die Schweiz holen könnten». Im 
Übrigen verlören auch die akkreditier-
ten Adoptionsvermittlungsstellen ihre 
Geschäftsgrundlage, was Arbeitsplätze 
kosten würde.

«Sogar eher ein Vorteil»
Benno Büeler, Präsident des Initiativ-
komitees, widerspricht Kummers Inter-
pretation vehement: «Wenn es in Zu-
kunft ein Problem mit Adoptionen ge-
ben wird, dann sicher nicht wegen un-
serer Initiative.» Fakt sei, dass der Bun-
desrat und das Parlament die Einwande-
rung aus aussereuropäischen Ländern 
immer mehr einschränkten. «Hier wer-
den wir mit unserer Initiative eine 

 Korrektur bewirken: weg von der einsei-
tigen Bevorzugung der EU. Das wird für 
Adoptionen in Nicht-EU-Ländern sogar 
eher ein Vorteil.» Büeler gibt zu beden-
ken, dass auch bei einem Ja zu Ecopop 
weiterhin 100 000 bis 110 000 Men-
schen pro Jahr in die Schweiz einwan-
dern könnten. «Ein paar Hundert Adop-
tionen pro Jahr liegen da ohne Probleme 
drin. Wir wollen nicht die Adoptionen 
beschränken, sondern den Import von 
Arbeitskräften.»

Wer hier recht hat, ist kaum zweifels-
frei zu eruieren. Entscheidend wäre 
etwa, wer nach welchen Kriterien über 
allfällige Kontingente bestimmen würde 
und wem ein eigentlicher Rechtsan-
spruch auf Einwanderung einzuräumen 
wäre. Beim Bundesamt für Migration 
wird aber darauf hingewiesen, dass es 
für die Umsetzung der Initiative derzeit 
kein Konzept gibt. In gewissen Fragen 
hat der Bund zwar inzwischen Klarheit 
geschaffen. So hält das Justizdeparte-
ment nun unmissverständlich fest, dass 
Auslandschweizer trotz Ecopop-Regeln 
jederzeit in ihre Heimat zurückkehren 
dürften. Das ändert allerdings nichts 
daran, dass sie bei ihrer Rückkehr in der 
Migrationsbilanz genauso zu Buche 
schlügen wie Ausländer. Adoptierte Kin-
der aus dem Ausland würden den Ein-
wanderungssaldo wohl ebenfalls belas-
ten. Ob eine Adoption allenfalls wegen 
«Überbevölkerung» zu verweigern wäre, 

könnte letzten Endes zu einer Frage für 
die Richter werden. 

So weit will es Marco Kummer nicht 
kommen lassen. Den Beteuerungen von 
Benno Büeler schenkt er keinen Glau-
ben: «Wenn die Zuwanderung so strikt 
begrenzt wird, braucht es einen  Verteil-
schlüssel. Irgendjemand wird dem zum 
Opfer fallen.» Es könnten, fürchtet 
 Kummer, die Schwächsten sein. 

Ecopop weckt Ängste bei Adoptiveltern 

Falsche und irreführende 
Fakten zu den erneuerbaren 
Energien: Der Dachverband 
der Elektrizitätsunternehmen 
steht in der Kritik. Und muss 
Fehler eingestehen.  

Stefan Häne

So sieht Werbung in eigener Sache aus: 
In seinem Jahresbericht 2013 lobt sich 
der Dachverband der schweizerischen 
Elektrizitätsunternehmen (VSE) für sei-
nen Onlineauftritt, den er «optimiert» 
und «in allen Belangen erneuert» habe. 
Ein Blick auf seine Website Strom.ch 
zeigt jedoch ein anderes Bild: Der Ver-
band arbeitet zum Teil mit veralteten 
Zahlen und irreführenden Aussagen – 
und dies, obschon er gemäss eigenen 
Angaben nicht nur seine rund 400 Mit-
glieder und 22 000 Mitarbeiter der 
Strombranche informieren will, son-
dern auch die breite Öffentlichkeit. So 
behauptet er, dass die neuen erneuerba-
ren Energien nur 1,4 Prozent des herge-
stellten Stroms im Inland ausmachen. 
Tatsächlich steuert die Stromproduk-
tion aus Wind, Sonne, Biomasse, Bio-
gasen und erneuerbaren Anteilen aus 
Abfall aber 3,4 Prozent bei; dies belegt 
die «Schweizerische Statistik der erneu-
erbaren Energien» für das Jahr 2013. Die 
fehlerhafte Angabe ist pikant. Der VSE 
ist gegenüber neuen erneuerbaren Ener-
gien kritisch eingestellt. Ein fixes Ab-
schaltdatum für AKW, wie es etwa die 
Grünen fordern, lehnt er ab. 

Andere Informationen auf der Web-
site sind einseitig aufbereitet. Zum Bei-
spiel das Kapitel über Biomasse. Der 
Verband schreibt verallgemeinernd von 
der «Bevölkerung», welche die Grüngut-
transporte sowie die bei der Vergasung 
der Biomasse entstehenden Gerüche 
«negativ wahrnimmt». Und folgert, dass 
die Biomasseanlagen «auf Widerstand 
stossen und nur mit Verzögerungen 
oder überhaupt nicht realisiert werden 
können». Was der Verband nicht er-
wähnt: Biomasseanlagen haben heute 
mit 44 Prozent den grössten Anteil an 
der Stromproduktion jener Anlagen, die 
dank des Förderinstruments KEV (kos-
tendeckende Einspeisevergütung) be-
reits gebaut werden konnten. 

Ein verzerrtes Bild der Realität gibt 
der Verband auch bei der Sonnenener-
gie wieder.  Bei der Produktion von So-
larzellen würden giftige Stoffe wie Cad-
mium oder Arsen eingesetzt, schreibt er. 
Das ist zwar nicht falsch. Nur: Solarzel-
len sind in der Regel aus ungiftigem Sili-
zium hergestellt. Der Marktanteil der 
Dünnschichtmodule, die Cadmium oder 
andere giftige Stoffe enthalten, liegt bei 
unter 2 Prozent; dies geht aus der Ant-
wort des Bundesrats auf einen parla-
mentarischen Vorstoss im Jahr 2012 her-
vor. Auch Urs Muntwyler, Professor für 
Fotovoltaik an der Berner Fachhoch-
schule, stellt klar: «In der Schweiz wer-
den primär Siliziummodule vorwiegend 
kristalliner Bauweise installiert.» 

Verband «bedauert» Fehler
Muntwyler hält es für bedauerlich, dass 
der Verband bei Technologien, die für 
die Energiewende zentral sind, «nicht 
besser informiert» sei. Die Schweizeri-
sche Energie-Stiftung (SES) wirft dem 
VSE gar vor, die Öffentlichkeit mutwillig 
zu desinformieren. Der Verband gilt für 
allgemeine Informationen zum Thema 
Energie und Strom als Referenz und 
wird oft als Nachschlageseite benutzt. 
«Er trägt daher eine Verantwortung, 
korrekt zu informieren», findet SES-
Experte Felix Nipkow. 

Der VSE räumt auf Anfrage ein, feh-
lerhaft gearbeitet zu haben. Man habe 
beim Redesign der Site Strom.ch Inhalte 
integriert, die aus dem Jahr 2011 stamm-
ten, sagt Sprecher Guido Lichtensteiger. 
«Wir bedauern diesen Fehler, sind 
gleichzeitig auch froh um den Hinweis 
auf diese veralteten Inhalte.» Der VSE 
stehe für eine offene und transparente 
Kommunikation und Diskussionsbereit-
schaft. Der Verband sei laufend daran, 
den Inhalt der Website «zu verbessern 
und den neusten Entwicklungen anzu-
passen». Entsprechend werde man auf 
die Kritik reagieren. Die beanstandeten 
Punkte würden nun «überprüft, ange-
passt und korrigiert». 

Stromverband 
informiert 
fehlerhaft

Im Artikel «Was die Ecopop-Initianten ver-
langen, tut der Bund heute schon» (TA vom 
10. 11. 2014) haben wir uns gewundert, warum 
Sourakatou Ouro-Bangna, der einzige Afri-
kaner im Unterstützungskomitee von Ecopop, 
nicht auf Kontaktversuche reagierte. Nun 
stellt sich heraus: Der Direktor des National-
parks Fazao-Malfakassa in Togo hatte sich 
gemeldet. Allerdings schickte der Betreff 
seines Mails «Hello from Togo» die Nachricht 
direkt in den Spamordner. Für ihn als Umwelt-
schützer sei klar, dass die Zahl der Menschen, 
die in einem Gebiet wohnen, entscheidend 
sei, um auf der Erde friedlicher leben zu 
können, heisst es in dem Mail. Darum unter-
stütze er Ecopop und auch die vorgesehenen 
Massnahmen zur Familienplanung. Jeder 
sollte Zugang zu Verhütungsmitteln haben, 
schreibt Ouro-Bangna, «das hat überhaupt 
nichts mit Kolonialismus zu tun». (los) 

Ecopop-Komitee
Unterstützung aus Togo


